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Sachverhalt und Antrãge 

Auf die europäische Patentanmeldung 81 200 830.8, die am 

21. Juli 1981 mit britischer Priorität vom 25. Juli 1980 

angemeldet worden war, wurde am 10. Oktober 1984 das euro-

päische Patent 45 110 auf der Grundlage von neun Ansprüchen 

erteilt Die unabhangigen Anspruche 1 und 9 lauten, wie 

folgt: 

11 1. Verfahren zur Herstellung von PhosphatUberzUgen auf 

Elsen- oder Stahioberfiachen un Tauch- oder Flutverfahren 

mit einer wäJrigen sauren Zinkphosphatlösung, dadurch ge-

kennzeichnet, daB man die Oberflächen mit einer Lösung in 

Beruhrung bringt, die mindestens 0,3 Gew.-% Zn, mindestens 

0,3 Gew.-% PO4 und mindestens 0,75 Gew.-% NO3 oder eines 

gleichwirkenden Eisen(II) nicht oxidierenden Beschleunigers 

enthàlt, in der, das Gewichtsverhãltnis Zn : PO4 gr6l3er als 

0,8 ist, das Verhältnis von Gesamtsäure zu Freier. Säure 

mindestens 5 beträgt und in der man durch geeignete Bemes-

sung von dO3 oder einem gleichwirkenden Eisen(II) zu 

Eisen(III) oxidierenden Beschieuniger: einen Eisen(II)-Gehalt 

von 0,05 bis 1 Gew.-% einstellt. 

9. Anwendung des Verfahrens nach einem oder mehreren der An-

sprüche 1 bis 8 zur Vorbereitung von Metalloberflächen für 

die Kaltverformung." 

Gegen die Patenterteilung legte die jetzige Beschwerdeführe-

nfl am 9. Juli 1985 Einspruch wegen fehiender Neuheit und 

erfinderischer Tätigkeit sowie wegen mangeinder K1'arheit der 

Ansprüche em. Sie stützte sich dabei auf im einzelnen dar-

gelegte offenkundige Vorbenutzungshandlungen sowie im Ver-

laufe des Verfahrens zusätzlich auf 
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2 	T 293/87 

(1) W. Machu "Die Phosphatierung" (1950), 

Seiten 30, 31, 150 und 151, 

während die Patentinhaberinnen (Beschwerdegegnerinnen) sich 

u. a. auf 

(6) GB-A-i 555 529 

bezogen. 

III. Mit einer am 26. März 1987 verkündeten, am 10. Juni. 1987 zur 

Post gegebenen Entscheidung wies die Einspruchsabteilung den 

Einspruch zurUck. Sie führte dazu aus, daB der Streitpatent-

gegenstand nicht nur gegenüber dem druckschriftiichen Stand 

c3er Technik neu sei, sondern auch neu gegenüber den nachge-

wiesenen Vorbenutzungshandlungen; denn diese bedienten sich 

zwar eines Phosphatierungsbades, weiches bis auf die 

Chloratkonzentration den Angaben des Streitpatents ent-

spreche, doch erfUlle dessen praxisUbliche Anwendung hin-

sichtijch des sich ejnstel].enden Fe(II)-Gehaltbereichs nicht 

die beanspruchte Lehre. Aufgabe des Streitpatents sei es, 

ein Phosphatierungsverfahren anzugeben, das bei geringem 

Schiammanfall zu guten Schichtqualitãten führe. Die Lôsung 

dieser Aufgabe durch Einstellung eines Fe(II)-Gehaits des 

Bades von 0,05 bis 1 Gew.-% mittels entsprechend bemessener 

Chioratzugaben sei durch den gesamten Stand der Technik 

nicht nahegelegt worden. Selbst wenn geeignete Bedingungen 

in Laborversuchen schon verwirkiicht oder den Käufern der 

offenkundig vorbenutzten Phosphavitprodukte durch Abweichen 

von den empfohlenen Arbeitsweisen zugängiich gewesen sein 

soilten, so habe es bezüglich dieser Bedingungen jedenfalis 

an der Offenkundigkeit gefehit, die Voraussetzung für ihre 

BerUcksichtigung als Stand der Technik ware. 

01503 	 .../... 



3 	 T 293/87 

IV. Gegen die Entscheidung der Einspruchsabteilung hat die un-

terlegene Einsprechende (Beschwerdeführerin) am 
6. August 1987 unter gleichzeitiger Entrichtung der vorge-

schriebenen Gebühr Beschwerde erhoben und hierzu am 

6. Oktober 1987 elne Begründung eingereicht, worin sie den 

folgenden weiteren Stand der Technik heranzieht: 

DE-C-754 179 und 

DE-B-1 184 592. 

Sie bezeichnet das Verfahren des'Streitpatents als "sich 

sofort anbiétenden RompromiB" zwischen den daraüs bekannten 

Verfahren, nämlich einerseits Verwendung schwacher Oxi-

dationsmittel mit der Ronsequenz zunehmender Eisen(II)-

Konzentration und unbefriedigender Schichtqualität und 

andererseits stärkerer Oxidationsmittel, die Fe(II) zu 

Fe(III) oxidieren, mit dem Nachteil starker Schlainmbildung. 

Zudem komme es im Verlaufe des Verfahrens zunehmend nur noch 

auf die Zusammensetzung der Ergänzungslösung an, hinsicht- 

lich weicher im beanspruchten und im of fenkundig vorbe-

nutzten Verfahren praktisch kein Unterschied bestehe. Die 

Beschwerdeführerin legt ferner Versuchsergebnisse vor, die 
elne praktische Identitàt der Eisen(II)-Endwerte beiin vor-

benutzten und beiin beanspruchten Verfahren belegen sollen. 

Das Streitpatent sei damit sogar neuheitsschãdlich ge-

troffen. 

V. 	Die Beschwerdegegnerinnen treten diesen AusfUhrungen ent- 

gegen. Zur Läsung der bestehenden Aufgabe seien auBer der 

Mâglichkeit, "aUf der Eisenseite arbeitende" Verfahren zu 

modifizieren, noch eine Vielzahl ganz anderer Móglichkeiten 

in Frage gekommen; auch bestehe die Lehre der Erfindung 

nicht nur in der Angabe des einzustellenden Fe(II)-Gehalt-

bereiches, sondern auch der dazu führenden MaBnahmen 

(geeignete Bemessung von d03 usw). Es stimme nicht, daB 

sich die Zusammensetzung des Bades bel Langzeitverfahren nur 
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noch nach der der Ergànzungsläsung richte; vielmehr unter-

binde ein chiorathaltiges Anfangsbad, wie das vorbenutzte 

von vorneherein die Entstehung merklicher Fe(II)-Konzen-

trationen, wogegen sich bei chloratfreien Anfangsbädern 

zunächst eine Fe(II)-Konzentration aufbaue, die dann durch 

Zugaben von chiorathaltiger Ergänzungslosung im gewünschten 

Bereich gehalten werde. Die Beschwerdegegnerinnen bestreiten 

die Aussagekraft der gegnerischen Versuchsergebnisse wegen 

der ihres Erachtens unUblichen Hähe der dort angewandten 

Badbelastungen, die für eine relativ hohe Fe(II)-Konzen--

tration verantwortlich seien. Die Versuche der Beschwerde-

führerin arbeiten nämlich bei einer dauernden Badbelastung 

von 0,16 m2/1.h, wogegen in 

(9) W. Rausch "Die Phosphatierung von Metallen" (1974), 

Seite 228, 

auf Grund elner von der BeschwerdefUhrerin in der mündlichen 

Verhandlung von 23. Februar 1989 als richtig bestätigten 

Berechnung eine soiche von hóchstens 0,04 m 2/1.h empfohlen 
werde. Die Beschwerdegegnerinnen legen ihrerseits Versuchs- 

ergebnisse vor, die ihren Standpunkt untermauern sollen. 

VI. In der mUndlichen Verhandlung beziehen sich die Beteiligten 

nur noch auf die oben genannten Dokumente. Sie bekräftigen 

und erläutern ihre oben zusanunengefa6ten Argumente. Die 

Beschwerdeführerin rnacht auBerdem nocha1s geltend, da8 das 

Schutzbegehren unklar sei. Sie beantragt, die angefochtene 

Entscheidung aufzuheben und das Streitpatent zu widerrufen. 

Die Beschwerdegegnerinnen beantragen, die Beschwerde zurück-

zuweisen. Am Schluf3 der mündlichen Verhandlung verkündet der 

Vorsitzende die Entscheidung der Kammer. 

01503 	 .../... 



5 	 T 293/87 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 

Regel 64 EPU; sie ist daher zulässig. 

Da die Ansprüche im Einspruchs- und dem daran anschiie8enden 

Beschwerdeverfahren nicht geändert wurden und Artikel 84 EPU 

keinen Einspruchsgrund darstelit, sieht sich die Kammer an 

einer diesbezügiichen Beanstandung gehindert. Sie halt je-

doch fest, auf Grund weicher Auslegung des Wortlautes von 

Anspruch 1 sie im folgenden dessen Patentfahigkeit unter-

sucht: 

Von den zu beschichtenden Oberfiachen wird in Anspruch 1 

gesagt, daB man sie unter Einhaitung bestimmter Zn- und PO4-

Konzentrationen und -gewichtsverhaltnisse sowie Sãuremengen 

mit einer Lösung in Beruhrung bringt, die best±immte Mindest-

mengen eines Fe(II) nicht oxidierenden Beschleunigers (z. B. 

NO3) enthäit; die anfãngliche Anwesenheit (zusätziich) elnes 

Fe(II) zu Fe(III) oxidierenden Beschieunigers (z. B d03) 

1st nicht erwähnt, wenn auch nicht expressis verbis ausge-

schiossen. Von diesem wird lediglich im Rahmen einer "geeig-

netenBemessung" gesagt, daB er den Fe(II)-Gehait innerhaib 

eines angegebenen Bereichs einstellen soil. Hinsichtlich 

dieser Bemessung heiBt es in der Streitpatentschrift, 

Seite 3, Zeilen 13 ff., es sei zu berücksichtigen, daB das 

Bad in der Startphase noch keine Fe(II)-Ionen enthaite, wes-

wegen zu diesem Zeitpunkt eine Zugabe von Fe(II) oxidieren-

dem Beschleuniger "nichterforderlich" sei. Für den Fachinann 

ist aber ohne weiteres érkennbar, was un Schriftsatz der 
Beschwerdegegnerinnen vom 11. April 1988, Seite 3, Absatz 1, 

auch ausgesprochen wird: Ein chiorathaltiges (oder einen 

anderen Fe(II) oxidierenden Beschleuniger enthaltendes) 

Anfangsbad unterbindet -jedenfalls bei Badbelastungen im 

üblichen Rahmen - die Entstehung merklicher Fe(II)-Konzen-

trationen von vornherein, so daB sich eine nach deni bean- 
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6 	 T 293/87 

spruchten Verfahren erforderliche Fe(II)-Konzentration des 

angegebenen Bereiches gar nicht aufbauen kann. Daraus folgt, 

daB die Nichterwähnung von d03 (oder dergl.) als Bestand-

tell des Anfangsbades im Sinn elnes Ausschlusses und dessen 
"Beinessung" als spãtere, d. h. nach Erreichen des erforder-

lichen Fe(II)-Konzentrationsbereiches erfolgende Zugabe zu 

verstehen sind. Dabei 1st die AusfUhrbarkeit der funktionell 

definierten Bemessungsregel für den Fachmann ohne weiteres 

gegeben, well er die Fe(II)-Konzentration jederzeit messen 
kann und weiB, weiche Beschieuniger hinsichtlich der 

Oxidation von Fe(II) gieichwirkend sind (z.B. NO2). 

3. 	Vor Würdigung des druckschriftlichen Standes der Technik 

soil nuninehr der Frage nachgegangen werden, ob nicht die 

unstreitige of fenkundige Vorbenutzung der Phosphavltlosungen 
durch die BeschwerdefUhrerjn und ihre Abnehmer einer neu-

heitsschädl ichen Vorwegnahme des Streitpatentgegenstandes 
gleichkommt. 

3.1. Die angefochtene Entscheidung hat diese Frage im wesent-

lichen deswegen verneint, weil die "Betriebsanleitung" zu 

Phosphavit 8021 dessen Verwendung bei einer Punktzahl von 50 

± 5 vorschreibe (Verhandiungsprotokoil vom 26. März 1987, 

dritter Absatz), wogegen bei der zu einem Fe(II)-Gehalt des 
im Streitpatent beanspruchten Bereiches fUhrenden Nachar- 

beitung (Punkt 8 auf Seite 10 der Einspruchsschrift vom 
5. Juli 1985) mit einer Punktzahl von 30,0 gearbeitet worden 

sei. Für eine ordnungsgernäl3e Anwendung der Betriebsanleitung 

- und nur elne soiche ware offenkundig -sei daher die Er- 

zielung eines im beanspruchten Bereich iiegenden Fe(II)-

Gehaltes nicht nachgewiesen. 

01503 	 .. .1... 
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3.2. Diese zutreffende Feststellunq kontert die Beschwerde-

führerin durch Vorlage neuer Versuchsergebnisse in der Be-

schwerdebegründung. Bad "B" arbeitet dort unter Bedingungen, 

die hinsichtlich der Punktzahl nicht zu beanstanden sind 

(vgl Seite 8, Zeile 3) und gelangt dabei zu einem Elsen-

gehalt-Endwert von 0,05 % (Tabelle auf Seite 9, Spalte "B", 

erste Zeile), was genau dem unteren Eckwert des beanspruch-

ten Verfahrens entspricht, somit im Fall aussagekräftiger 

Versuáhsbedingungen eine Vorwegnahme bedeuten würde. 

3.3. Die Beschwerdegegnerinnen stellen dem èigeneVeisuchser-

gebnisse gegenüber. ("Versuchsergebnisse I" in der Anlage zuin 

Schriftsatz voni 20. Januar 1989), deneñ - ebenfalls bei Ar-

beiten mit Phosphavit 802 I und einer Punktzahl von etwa 50 

- wesentlich geringére Fe(II)-Konzentrationen, nämlich 

soiche von höchstens 0,078 g/l, entsprechend 0,0078 %, zu 

entnehmen sind. Sie erklären den grofien Unterschied mm 

wesentlichen damit, daB die Beschwerdeführerin mit einer 

unüblich hohen Badbelastung von 0,16 m 2/l.h gearbeitet habe, 

was zur verstãrkten Auflösung von Eisen unter Bildung von 

Fe(II) führe, mit der Folge, daB das Chiorat "mit der 

Oxidation nicht nachkomme", also untypisch hohen Fe(II)-

Werten. 

3.4. Die BeschwerdefUhrerin bestreitet, daB 0,16 m 2/1.h eine 

unüblich hohe Badbelastung darstelie. Sie wirft ihrerseits 

den Beschwerdegegnerinnen vor, daB deren Versuche durch (mi 
Rahmen des Zulässigen) erhöhte Temperatur (75 gegenUber 

70 °C) und Vornahme des (in der Betriebsaleitung für 

Phosphavit 802 bloB fakultativ vorgesehenen) Aktivierens nut 

Titanphosphat tendenziell zu niedrige Fe(II)-Werte anzeigen. 

Auf die Entgegnung der Beschwerdegegnerinnen, der kleine 

Temperaturunterschied spiele Uberhaupt keine Rolle, während 

das Aktivieren die Fe(II)-Werte wohi geringfügig, aber nicht 

entscheidend drücken könne, hat die BeschwerdefUhrerin 
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nichts mehr erwidert, so daB die diesbezUglichen Einwànde 

der Beschwerdeführerin als erledigt zu betrachten sind. 

Entscheidend ist somit, ob die von der BeschwerdefUhrerin 

angewandte Badbelastung von 0,16 m2/1.h nach deni Wissens-

stand des Fachniannes zum Prioritätszeitpunkt, wie die 

Beschwerdeführerin meint, als durchaus Ublich anzusehen war, 

mit der Folge, daB die durch die Lieferung von Phosphavit 

802 I gegebene Lehre dessen Einsatz unter soicher Belastung 

umfaBte; oder ob sie das damals Ubliche in soichem AusmaB 

überstieg, daB dem Versuchsergebnis der Beschwerdeführerin 

die Aussagekraft abzusprechen ist. 

3.5. Hierzu steht auf der einen Seite die oben unter V. erwähnte 

Aussage von (9) mm Raum, wonach jedenfalls mm Jahre 1974 

Hochstbelastungen von nur 0,04 m 2/1.h empfohlen wurden - 

einen Betrag, den die Beschwerdegegnerinnen bei ihren Ver- 

suchen, wie sie sagen, "aus Entgegenkommen" verdoppelt 

haben; auf der anderen Seite steht lediglich die unbelegte 

Behauptung der BeschwerdefUhrerin, wonach man "heute" aus 

Rationalisierungsgründen mit der Badbelastung immer so hoch 

wie irgend möglich gehe. (Zu der Situation mm Prioritäts-

zeitpunkt hat sich die BeschwerdefUhrerin nicht geäul3ert.) 

Bei dieser Beweislage müssen - zumal im Fall entgegenstehen-

der Tatsachenbehauptungen die Beweislast grundsätzlich beim 

Einsprechenden liegt (T 219/83 "Zeolithe/BASF", AB1. EPA 

1986, 211) - die Versuchsergebnisse der Beschwerdeführerin 

wegen der hohen Badbelastung als nicht aussagekräftig aufier 

Betracht gelassen und diejenigen der Beschwerdegegnerinnen 

der Entscheidung zugrunde gelegt werden. Danach sind Fe(II)-

Gehalte des beanspruchten Bereiches nach dem "Phosphavit- 

verfahren" nicht erzielbar, und eine neuheitsschãdliche 

Vorwegnahme durch die betreffenden Benutzungshandlungen 

liegt nicht vor. 

01503 	 .../... 
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• 3.6. ZUIU gleichen Ergebnis gelangt man übrigens auf Grund der 

oben in Abschnitt 2 vorgenommenen Auslegung des Anspruchs-

wortlautes auch schon deswegen, weil beim Phôsphavitver- 

fahren em chiorathaltiges Anfangsbad eingesetzt wird. 

Zum druckschriftlichen Stand der Technik gehören seit langem 

Phosphatierungsverfahren, wie sie in (1) referiert sind und 

bei denen als Beschleuniger soiche Stoffe zugegen sind, die 

nicht nur zur Oxidation des bei der Einwirkung von Phosphor-

säure auf Eisen freiwerdenden Wasserstoffs, sondern auch zur 

Uberführung des dabei entstehenden Fe(II) in Fe(III) be-

fähigt sind, insbesondere Chlorate; vgl. (1), Seite 151, 
erster Absatz. Da Fe(III) als FePO4-Schlamm ausfällt, 

bleiben in Lösung nur sehr geringe Eisenmengen (<0,01 Gew.-% 

Fe(II); siehe a.a.O.). Da der dabei anfallende Schiamni grol3e 

Problenie schafft, hat man - ebenfalls schon seit langem - 

auch sogenannte "auf der Eisenseite arbeitende" Verfahren 

ëntwickelt, bei denen im wesentlichen von einer Oxidation 

von Fe(II) zti Fe(III) abgesehen und das Elsen als Fe(II) in 

Läsung behalteñ wird. Ein soiches Verfahren ist in (8) be-

schrieben. Da es sich beim Verfahren des Streitpatents 
ebénfalls urn ein auf der Eisenseite arbeitendes handelt, 

wird un folgenden von (8) als nächstein Stand der Technik 

ausgegangen. Dieser bringt den Nachteil mit sich', daB im 

Laufe der Zeit die Schichtqualität und - bildungsgeschwin-

digkeit abnehnien, was zur Verwerfung jeweils eines Teiles 

des Bades zwingt. 

Hiervon ausgehend kann die dem Streitpatent zugrundeliegende 

Aufgabe darin gesehen werden, unter Vermeidung dieses Nach-

teils ein Phosphatierungsverfahren anzugeben, inittels dessen 

bei dern bei gu€er Schichtqualitat und -bildungsgeschwin-

digkeit nur verhältnismäBig geringe Schiammengen anfallen. 

01503 	 • 
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Auf Grund der Aussagen der Streitpatentschrift, insbesondere 

des Beispiels, erscheint es giaubhaft, daB diese Aufgabe 

durch das beanspruchte Verfahren auch tatsächlich gelöst 

ist. Dies wird von der Beschwerdeführerin auch gar nicht 

bestritten. 

6. 	Nachdem oben bereits die Neuheit des beanspruchten Ver- 

fahrens gegenüber den geltend gemachten of fenkundigen Vor-

benutzungshandlungen festgestellt wurde, soil un folgenden 

untersucht werden, ob diese auch gegenuber dem druckschrift-

lichen Stand der Technik gegeben ist. 

6.1. Hinsichtlich (1) und (6) 1st dies eindeutig und unstreitig 

der Fall, weil keines dieser Dokumente ein auf der Eisen-

seite arbeitendes Phosphatierungsverfahren of fenbart, bei 

dein der Fe(II)-Gehalt des Bades im Bereich von 0,05 bis 

1 Gew.-% iiegt. 

6.2. Gegenuber (8) besteht Neuheit schon deswegen, weil dort ohne 

Chiorat oder gieichwirkenden Beschleuniger gearbeitet wird. 

6.3. Nach (7) wird mit Phosphatierungsbädern gearbeitet, die 

neben dem Fe(II) nicht oxidierenden Nitrat auch Nitrit ent-

halten, weiches Fe(II) zu Fe(III) oxidiert. Das Nitrit soil 

zwar nicht ais soiches zugegeben, sondern durch sorgfältige 

Wahi der Reaktionsbedingungen in genUgender Menge aus dem 

Nitrat gebildet werden (siehe z. B. Seite 1, Zeilen 10 ff.); 

dies ist jedoch unerheblich. Nitrit 1st unstreitig ein im 

Sinne des Streitpatents gegenUber Chiorat "gleichwirkender 

Beschleuniger", so daB sich die Frage der Neuheitsschàd-

lichkeit von (7) auf die Frage reduziert, ob diesem Dokument 

die Einsteliung von Fe(II) im Bereiche von 0,05 bis 1 Gew.-% 

entnehmbar 1st. Diese Frage ist nach Auffassung der Kammer 

deswegen zu verneinen, well die Gesamtoffenbarung von (7) so 

zu verstehen 1st, daB im Bad möglichst kein Fe(II), d. h. 

nur die absolut unvermeidbare Minimalkonzentration vorliegen 
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soil. Dies ergibt sich insbesondere aus den folgenden 

Passagen: Seite •2, Zeilen 93 uñd94: "praktisch frei von 

Ferrophosphat"; Seite 2, Zeile 119, bis Seite 3, Zeile 6: 

"sicher ... gehen, daB -... hicht so viel FerrophOsphat 

daB es spukbar ... stört" in gedanklicher Verbindung mit 

"keine Ferrophosphataireicherung" und "frei von Ferro- 

phosphat", Seite 3, Zeilen 76 bis 81 "eine genugende Menge 

Nitrit 	, um die Losung praktisch frei von Eisen (gemeint 
Fe(II)) zu halten" sowie "Uberschui3 an Nitrit über die 

Menge, die für die Oxydation des Ferrophosphats'... notig 

1st"; sowie insbesondere im Anspruch 1, Seite 4, Zeilen 2 

his 3: "praktisch frei von Ferroeisen". Ira Züsainmenhang 

dainit gesehen, sind nach uberzeugung der Kaininer die beiden 

Stellen, wo von einem bloJ3 "niedrigen" Ferroelsengehait die 

Rede 1st (Seite 2, Zeilen 54 his 56und 64 bis 69) nur als 

Unqenauigkeiten ira Ausdruck, keineswegs aber als Of fenbarung 

des im Streitpatent definlerten "niedrigen" Gehaltes von 

0,05 bis 1 Gew.-% zu werten. 

6.4. Deinnach 1st der beanspruchte Lösungsvorschlag entgegen der 

Ansicht der Beschwerdeführerin auch gegenüber (7) und somit 

insgesamt als neu anzusehen. 

7. 	Hinsichtlich der erfinderischen Tätigkeit ist der Beschwer- 

deführerin insoweit zuzustimmen, als sich der Gegenstand des 

Streitpatents bei rein formaler Betrachtungsweise als "Kom-

promifi" darsteilt zwischen einerseits dem "auf de'r Eisen-

seite arbeitenden", eine Schianimbildung weitgéhend vermel-

denden Verfahren nach (8) und andererseits den "nicht auf 

der Eisenseite arbeitenden", dafür mit Schlammproblemen 

behafteten Verfahren nach (1), (6) und (7), bei denen die 

Badzusammensetzung (hoher Gehalt an Chiorat oder dergi.) 

einen Fe(II)-Gehalt praktisch ausschlieSt. Zu fragen ist 

nur, ob dieser KoinpromiB, wie die Beschwerdeführerin meint, 

für den Fachmann am Prioritatstag tatsãchlich nahelag. 

I. 	tl 
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7.1. Dokument (8) steilt das weitgehende Vermeiden von Schlamrn-

bildung als besonders wUnschenswert in den Vordergrund, von 

der es heiJ3t (Spalte 3, Zeilen 13 bis 16), sie sei vorher 

als notwendiges Ubel in Kauf genommen worden, urn Bader von 

langer Lebensdauer und kurzer Phosphatierungszeit zu er-

zielen. Nach (8) ist das Arbeiten auf der Eisenseite unter 
Einhaltung bestimmter Temperatur- und Konzentrationsbedin-

gungen mäglich (Spalte 3, Zeilen 36 bis 49, bzw. Spalte 4, 

Zeilen 8 bis 18); zusätzlich behiift man sich dort durch 

einen erhöhten Austrag, d. h. Verwerfen von Phospha-

tierungslösung (Spalte 4, Zeilen 54 bis 68). Eine Anregung, 

statt dieser unäkonomischen Mal3nahme die Bemessungsregel des 
Streitpatents anzuwenden, ist hieraus nicht zu entnehmen. 

7.2. Das mündlich vorgetragene Argument der Beschwerdeführerin, 

der Scheitelpunkt der in der Zeichnung von (8) dargesteliten 

Kurve liege genau bei log/i = 1 Gew.-% Fe(II), nehnie damit 
den oberen Eckwert des im Streitpatent definierten Fe(II)-

Gehaltbereiches vorweg und lege diesen Bereich als ganzen 

nahe, haben die Beschwerdegegnerinnen mit der unwiderlegten 
Entgegnung entkräftet, die betreffende Kurve - die die 
maximal zuiassige Fe(II)-Knzentration in Abhängigkeit vom 

Konzentrationsverhältnis (Fe(II)+Zn): P205 zeigt - gelte nur 

für einen bestimmten konstanten (Zn + Fe(II))-Wert, sei 

daher nur eine einzige aus einer unbegrenzten Kurvenschar 

mit verschiedenen Scheitelpunkten, und der ihrem Scheitel-

punkt entsprechende Konzentrationswert sei daher rein 

zufallig. Bei dieser Sachlage komint der Zeichnung im 

Hinblick auf das Naheliegen des Fe(II)-Gehaitbereiches keine 

Beweiskraft zu. 

7.3. Ein Anreiz dafür, die Fe(II)-Konzentration in dem gemäB 

Streitpatent beanspruchten "KoiupromiB"-Bereich von 0,05 bis 

1 Gew.-% zu halten - wofür das Streitpatent Chloratkonzen- 

01503  .1... 
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trationen in der Behandiungsiäsung von "irn aligerneinen 
kléiner als 0,1 Gew.-%" empfièhlt (Seite 3, Zeilen 5 bis 8) 

- 1st auch dern nichtauf der Eisenseite arbeitenden Ver -

fahren von (6) nicht zü entnehinen,'dastrotzder dabei 

gebildeten gro13enThch1arnrnengexi (deren stärende Wirkung es 

durch Calciumzusatz in Grenzen halt; siehe Seite 2, Zeilen 

36 bis 46) an Chloratkonzentrationen von mindestens lg/1 

festhalt (Seite 1, Zeilen 24 bis 27) 

7.4. Entsprechendes gilt für (1), das auf Seite 151, Absatz nach 
den Reaktionsgleichungen, ausdrücklich von Fe(II) -Gehalten 

von weniger als 0,1g/l, d. h. <0,01 Gew.-% spricht, sowie 

für das unter dein Blickpunkt der Neuheit bereits ausführlich 

gewurdigte (7) - siehe Unterabschnitt 6 2 Wenn die Be-

schwerdeführerin darauf hingewiesen hat, daB un letztgenann-

ten Dokurnent von Konzentrationen des der Oxidation von 

Fe(II) dienenden Nitrits von 0,0005 bis 0,01 % die Rede ist 

(siehe z. B. Seite 2, Zeile 90, und Seite 3, Zeilen 78 bis 

83), so 1st dein einrnai entgegenzuhalten, daB sich Konzentra-

tionsangaben für Nitrit und dern irn Streitpatent bevorzugten 

Chlorat zahlenrnäfiig nlcht entsprechen, welter daB es sich 

bei den in (7) genannten Nitritgehalten urn Uberschüsse über 
das zur Oxidation Nätige handelt (Seite 3, Zeilen 78 bis 

83), vor allem aber, daB dainit die Fe(II)-Konzentrationen, 

wie oben dargeiegt, praktisch auf Null reduziert werden 

o11en, was gernäB Streitpatent gerade vermieden wird. Es ist 
daher nicht ersichtlich, wieso sich hieraus für den Fachrnann 

eine Anregung in Richtung auf das Verfahren des Streitpa-

tents ergeben soil. 

7.5. Das vorstehende Ergebnis wird durch die Uberlegung bestä-

tigt, daB die Verfahren von (1) und (7) der Fachwelt nun-

destens 30 bzw. 36 Jahre, dasjenige von (8) 16 Jahre vordern 

Prioritatsdatunu des Streitpatentes bekannt waren, ohnedaJ3 

jernand vorher auf den Gedanken kam, zur Läsung der beste- 

henden Aufgabe den scheinbar so naheiiegenden "Konupronui8" 
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einzugehen, zu dem die Beschwerdegegnerinnen gegriffen 

haben. Dies bestãtigt den SchiuB, daB von einem Naheliegen 

dieses Koniproniisses nur auf Grund unzulässiger rückblicken-

der Betrachtungsweise gesprochen werden kónnte. Nach allein 

beruht der Gegenstand von Anspruch 1 des Streitpatents somit 

auf erfinderischer Tätigkeit. 

Die Ansprüche 2 bis 8 betreffen bevorzugte Ausfuhrungsforuien 

des Verfahrens nach Anspruch 1 und sind als soiche ebenfalls 

patent fähig. 

Das gleiche gilt für die Anwendung nach Anspruch 9, die auf 

deinselben erfinderischen Gedanken beruht wie das Verfahren 

des Anspruchs 1. 

Entscheidungs formel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Der Geschftsste11enbeamte 	Der Vorsitzende 

F.Klein 
	 K.Jahn 
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